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Einheit durch 
Integration?
Alexander Thumfart: 
Die politische Integra-
tion Ostdeutschlands.
Suhrkamp Verlag, Frank-
furt am Main 2002. 
1020 Seiten, 20 Euro.

Wer nach dem 3. Mai
2002 behauptet, „Ost-
deutschland“ – also auch
Thüringen in Mittel-
deutschland – sei nicht in
Deutschland integriert,
wird sicher als unglaub-
würdig eingestuft. Das
Drama vom Gutenberg-
Gymnasium in Erfurt hat
der deutschen Öffentlich-
keit die Zusammengehö-
rigkeit Deutschlands rein
gefühlsmäßig manifes-
tiert: Einen weithin sicht-
baren Reflex des furchtba-
ren Ereignisses konnten
wir in der Gestaltung der
nationalen Trauerfeier am
3. Mai 2002 wahrnehmen.
Das betrifft die ganze Kul-
turnation der Deutschen –
auch die Schulen in Öster-
reich gedachten in Schwei-
geminuten der Opfer.

Die Politikwissenschaft
versucht seit über einem
Jahrzehnt, unsere interes-
sierte Öffentlichkeit mit

neuen Erkenntnissen über
die Bedingungen und den
Fortgang der Transforma-
tion der zur Bundesrepu-
blik beigetretenen DDR in
eine rechtsstaatlich-demo-
kratische Gemeinschaft zu
bereichern. Alexander
Thumfart, ein Sozialwis-
senschaftler an der Uni-
versität Erfurt, erfasst drei
Phasen oder Ebenen der
Transformationsfor-
schung: In der Zeit von
1990 bis 1993 dominierte
demgemäß noch die em-
pirisch orientierte Ad-hoc-
Forschung. Sie wurde
aber bald von der zweiten
methodologischen
„Ebene“, der Modernisie-
rungstheorie, abgelöst.
Doch die klassische oder
neoklassische Moderni-
sierungstheorie erfuhr seit
1994/95 mehrfach Kritik,
woraus sich die „dritte
Ebene“ der politikwissen-
schaftlichen Transforma-
tionsforschung entwi-
ckelte.

Wie also erklärt der
Autor Integrationspro-
zesse nach der staatlichen
Einigung, dem Schicksals-
jahr 1990? Er wählt die
dritte Ebene als Aus-
gangspunkt. Sie sei „ein

kompliziertes, vielschich-
tiges und potenziell inter-
disziplinäres Gewebe …“,
das einer genaueren Be-
trachtung und Reflexion
bedürfe. Er führt zur Dar-
stellung und Erklärung
der Integrationsprozesse
in den östlichen Bundes-
ländern – bei sukzessiver
Übernahme der westdeut-
schen institutionellen
Strukturen – ein dreidi-
mensionales Modell an,
das einer angenommenen
Interdependenz von
Struktur und (politischer)
Kultur offen steht. Er sieht
die erste Dimension als
Makroebene. Diese erfasst
die politisch-administra-
tive Institutionalisierung,
also die Länderparla-
mente, Verfassung, Minis-
terien, Verwaltungen und
so weiter. Die zweite Di-
mension, die Mesoebene,
betrifft die Sphäre des
Aufbaus intermediärer
Organisationen wie Par-
teien, Verbände, Kirchen,
Medien. Eine dritte Di-
mension sieht er als
Mikroebene in den poli-
tisch-kulturellen Orientie-
rungen, Einstellungen
und Verhaltensweisen der
Bürger.
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„Alle drei Ebenen sind
in einem ständigen Durch-
dringungs- und … Modifi-
zierungsgeschehen mitei-
nander verbunden.“ Für
beide ehemaligen Teil-
Staaten in Deutschland
seien „die sich verändern-
den Wechselverhältnisse
von Struktur und Kultur
zu rekonstruieren, um die
gegenwärtigen Verschie-
bungen, Verläufe und
Interferenzen beschreiben
zu können“. Befremdlich
wirkt in seinen theoreti-
schen Vorüberlegungen
(die hier aus räumlichen
Gründen des Weiteren
nicht dargestellt und dis-
kutiert werden sollen)
seine apodiktisch anmu-
tende Annahme, die poli-
tikwissenschaftliche
„Transitionsforschung“
habe „von der relativen
Distanz oder Andersheit
zwischen ost- und west-
deutschen Selbstinterpre-
tationen und Ausformun-
gen von Struktur und Kul-
tur auszugehen“, und
man „sollte Unterschiede
wechselseitig anerken-
nen“, wobei auch „Des-
integrationsprozesse als
Leitlinien“ der Forschung
anzusehen seien.

Nach diesen methodo-
logisch-theoretischen Vor-
überlegungen führt
Thumfart seine Arbeit in
acht Kapiteln aus: Parla-
mentarismus in den
Bundesländern, Parteien-
system, Interessenver-
bände/organisierte Inte-
ressen, Kirchen im inter-

mediären System, Regie-
rungen und Ministerial-
bürokratie, kommunale
Selbstverwaltung, Me-
diensysteme, politische
Kultur und Gerechtigkeit.

Dem letzten Kapitel
mag der in der Fachdiszi-
plin nicht so beheimatete
Leser etwas mehr Auf-
merksamkeit schenken,
greift es doch – neben der
inhärenten Begriffsdefini-
tion Gabriel Almonds,
„political culture“ als
„Muster von Orientierun-
gen zu politischer Hand-
lung“ systemneutral zu
verstehen – das unter-
schiedliche Ost-West-Ver-
ständnis von „Gerechtig-
keit“ als Problem der Ver-
mittlung von Struktur und
Kultur auf. Diese Disso-
nanz findet in mancher
Hinsicht ihren beredten
Ausdruck (wie eine Bür-
gerrechtlerin meinte: „Wir
wollten Gerechtigkeit und
erhielten den Rechts-
staat.“). Hier sollte zur
Klärung eine begriffliche
Differenzierung der „poli-
tischen Kultur“ nach Karl
Rohe vorgenommen wer-
den – nämlich zwischen
der bislang gewohnten
„politischen Sozialkultur“
und der „Deutungskul-
tur“.

Politische Orientierung
hat in den neuen Ländern
einen eher instrumentel-
len Charakter, was sich
auch – abgesehen vom
PDS-Wählerblock – daran
erkennen lässt, dass insta-
biles Wählerverhalten zu

schnellen Führungs- oder
Koalitionswechseln (wie
in Brandenburg oder
jüngst in Sachsen-Anhalt)
führen kann. In dem Kon-
text stellt sich dem Verfas-
ser auch die Frage, „wel-
che Bedeutungen die Ver-
änderungen und Kontinu-
itäten in politischen Orien-
tierungen und Verhaltens-
weisen ostdeutscher Bür-
ger für die Systemstabi-
lität und Legitimität haben
beziehungsweise haben
könnten …“

Spätestens hier hätte
sich ein Vergleich mit
Transitionsstaaten in
Mittel-Osteuropa angebo-
ten. Doch vielleicht ist die
Ost-West-Fragestellung
nach politischen Integra-
tionserfolgen – hier zu-
nächst auf Deutschland
beschränkt – für andere
Transitionsgesellschaften
in einer späteren Entwick-
lungsphase ebenso inte-
ressant und hilfreich. Ein
Vertreter Russlands
meinte gar, die Einfüh-
rung des westlichen Ver-
fassungs- und Gesell-
schaftsmodells gestalte
sich in seinem Land um
ein Vielfaches schwieriger,
da im ehemals sowjeti-
schen „Wohnhaus“ Stein
für Stein ausgewechselt
werden müsse. Im Falle
der Systemtransformation
in der ehemaligen DDR
habe dagegen ein „Fertig-
haus“ bereitgestanden.
Aber auch in einem neuen
Haus bedarf es einer Ein-
gewöhnungsphase.
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